
( 

Günther, Arfdreas - IVC2 -

_Von: 
Gesendet: 
An: .. ~. ·: 

· : .. ; ; .. ~ :·. ~-- ; ;:: I i 

Ce: 

·. ·. ···. 

Betreff: 

Anlagen: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Günther, Andreas - IVC2 -
-Dienstag, 8. April 2014 11:27 
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Stasch, Katharina; Rülke, Steffen; Bockemühl, Sebastian; Keller-Engels, 
- Veronika; Freitag, Mirko; Rehleder, Christiane; Gutjahr, Eva-Lotta; Meyer­
. Cabri, Klaus Jörg; Zimmermann, Anne Katharina; Ebert-Libeskind, Cilia; . 

· ·sauer,Th~rste~ ~ PRMin- · · · · · · ·· ·-- .- · · · · · ·- ·- · 

Bindels, Alfred; Wittling~Vogel, Almut; Abmeier, Klaus; Baumann, Hans 
Georg - UAUVB -; Graf-Schlicker, Marie Luise; Karte, Matthias; Engers, 
Martin; Plöger, Hennjng;,. Keri:rper, Jutta;_Kuoll;Dorqthee; Dö.rrbecker, 
Al~xander; ßuß, Gäbri~ie; Rose~baum, - Ma~tin >ivb - - · · · · · · ·- · 
Bewertung des Urteils des EuGH in den Rechtsachen C-293/12 und 
C-594/12 (Gültigkeitsvorlagen RL Vorratsdatenspeicherung) 
12293v _Urteii_PM_080414.pdf 

hier eine erste, mit RB3 abgestimmte, fachliche Bewertung des heute Morgen verkündeten Urteils des EuGH zu r 
Vorratsdatenspeicherung. Der Inhalt des Urteils ergibt .sich gut aus der nochmals angefügten PM des EuGH. 
Viele Grüße, - - -

Andreas Günther · 
- IVC2- -
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Das Urteil folgt in wichtigen Punkten der Linie des Generalanwalts, geht aber inhaltlich insbesondere in <:Jen Rz 58 
und 59, die hier als Schlüsselpassage bewertet werden, darüber hinaus. Auch verzichtet er auf eine 
Übergangsregelung. Die Richtlinie ist damit ex tUne nichtig urid dem Vertragsverletzungsverfahren die Grundlage · 
entzogen. 

Das Urteil spiegelt eine kritische Grundhaltung, die schon in der mündlichen Verhandlung deutlich wurde . Es dürfte 
auch als weiterer wichtiger Meilenstein in der Grundrechtsrechtsprechung des EuGH angesehen werden. 

Der EuGH geht erfreulich klar von einem Eingriff in die durch Art 7 und 8 GrCh garantierten Rechte aus. Die 
Vorratsdatenspeicherung ist zwar kein Eingriff in den Wesensgehalt und stellt eine dem. Gemeinwohl dienende 
Zielsetzung dar. Damit wäre eine neue Richtlinie möglich, die aber vor dem Hintergrund der Ausfüh rungen in Rz 58 
und 59 vermutlich neue Wege beschreiten müsste. 

Der EuGH misst die RL auf der Rechtfertigungsebene an einem strikten Verhältnismäßigkeitsmaßstab. Der EuGH 
stellt fest, dassangesichtsder besonderen Bedeutung des-S<:;hutzes personenbezogener Daten für das Grundrecht · 
auf Achtung des Privatlebens und des Ausmaßes und der Schwere des mit der Richtlinie 2006/24 verbundenen 
Eingriffs in dieses Recht der Gestaltungsspielraum des Unionsgesetzgebers eingeschränkt ist und die Richtlinie einer · 
strikten Kontrolle unterliegt 

Der EuGH fordert in :einer Unionsregelung klare und präzise Regeln für die Tragweite und die Anwendung der 
Maßnahme und Mindestgarantien für einen wirksamen Schutz der personenbezogenen Daten ohne allerdings selber 
abschließende Vorgaben für solche Regelungen zu machen. Die derzeitige RL überschreitet die Grenzen, die zur 
Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit eingehalten werden müssen, weil: 
1. die RL sich generell auf sämtliche Personen, elektronische Kommunikationsmittel und Verkehrsdaten ohne 
Differenzierung, Einschränkung oder Ausnahme anhand des Ziels der Bekämpfung schwerer Straftaten erstreckt. 
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2. die Richtlinie ! ein objektives Kriterium vorsieht, den Zugang zu den Daten und deren Nutzung zur Verfolgung 
schwe1er Straftaten zu beschränken. 
3. die RL die Dauer der Vorratsdatenspeicherung festlegt ohne zwischen Datenkategorien anhand betroffener 
Personen oder nach Maßgabe des Nutzen der Daten zu differenzieren. 
4. die RL keine hinreichenden Garantien zum Schutz vor Mißbrauchsrisiken enthält. 
5. die RL keine Speicherung der Daten im Unionsgebiet vorschreibt. 

Bemerkenswert sind insbesondere die. Punkte 1 und (weniger e.inschneidend auch) 3. Hier scheint der EuGH eine . . . 
. weitere Differe~zie~u~gin d~n Regelungen zur Vorrat~datenspeicherunganhand objektiver Kritierien imHinbli& auf . 
Kommunikationsmittel und Datenkategorien sowie die Dauer der Speicherung für erforderlich zu halten, die sich in 
dieser Form bislang im Urteil des BVerfG und in den Schlussanträgen des GA noch nicht finden. Das Urteil enthält 

···> ... allerdirigsd~rüberhir}9USgehend ~eine k9nkr:eteren Vorgap~n fü~ cjen- Uniqnsg~setzge.be,r ~ Gell)eint SE! in könnte 
damit eine Art "anlassbe~ogener VDS" (Abstelleri .auf "bestimmten Zeitf~um'i, · "bestimmtes geografisches: Gebiet" ·. 
und/oder "bestimmten Personenkreis"!), was ein Paradigmenwechsel wäre. Wie das in der Praxis aussehen könnte, . 
ist noch nicht absehbar. Gerade zu diesem Punkt sind erhebliche Diskussionen über das Gemeinte zu erwarten. 

Zur Speicherfrist beschränkt sich der EuGH auf die Aussage, dass ihre Festlegung auf objektiven Kriterien beruhen 
muss, die ~ewährleisten, dass sie auf das absolut Notwendige beschränkt wird . Offen bleibt damit, ob 6 Monate als 
Untergrenze oder 24 Monate als Obergrenze für bestimmte Konstellationen noch zulässig sein könnten. Auch hier 
dürften erhebliche Auslegungsfragen entstehen. 

Nicht aufgenommen hat der EuGH den Vorschlag des Generalanwalts, die Wirkungen der Feststellungen der 
Ungültigkeit auszusetzen, bis der Gesetzgeber Maßnahmen ergreift, die Richtlinie der Charta gemäß auszugestalten. 
Dazu hat er keinen Grund gesehen. Die Richtlinie ist demnach ex tune nichtig. -

Für das Vertragsverletzungsverfahren gegen DEU folgt daraus, dass mangels gültiger Richtlinie keine 
Umsetzungspflicht mehr verletzt werden kann und KOM daher ihre Klage gegen DEU zurücknehmen oder das 
Verfahren für erledigt erklären müsste . Für eine neue Richtlinie liegt das Initiativmonopol bei KOM . Die 
Umsetzungsgesetze in anderen MS bleiben aber gültig, soweit sie mit der nun einschlägigen Regelungen der RL 
2002/58 und allgemeinen Gründsätzen des Unionsrechts vereinbar sind. 
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